
  RRB-Beilage 
 
Auszüge aus dem StGB, AHVG, IVG und ATSG 

Art. 146 StGB 

Betrug 

1 Wer in der Absicht, sich oder einen andern unrechtmässig zu bereichern, jemanden durch 
Vorspiegelung oder Unterdrückung von Tatsachen arglistig irreführt oder ihn in einem Irrtum arglistig 
bestärkt und so den Irrenden zu einem Verhalten bestimmt, wodurch dieser sich selbst oder einen 
andern am Vermögen schädigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft. 

2 Handelt der Täter gewerbsmässig, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren oder Geldstrafe 
nicht unter 90 Tagessätzen bestraft. 

3 Der Betrug zum Nachteil eines Angehörigen oder Familiengenossen wird nur auf Antrag verfolgt. 

Art. 87 AHVG 

Vergehen 
Wer durch unwahre oder unvollständige Angaben oder in anderer Weise für sich oder einen anderen 
eine Leistung auf Grund dieses Gesetzes erwirkt, die ihm nicht zukommt, wer sich durch unwahre oder 
unvollständige Angaben oder in anderer Weise der Beitragspflicht ganz oder teilweise entzieht, wer als 
Arbeitgeber einem Arbeitnehmer Beiträge vom Lohn abzieht, sie indessen dem vorgesehenen Zwecke 
entfremdet, wer die Schweigepflicht verletzt oder bei der Durchführung dieses Gesetzes seine Stellung 
als Organ oder Funktionär zum Nachteil Dritter oder zum eigenen Vorteil missbraucht, wer die ihm 
obliegende Meldepflicht (Art. 31 Abs. 1 ATSG1) verletzt,2 wer als Revisor oder Revisionsgehilfe die ihm 
bei der Durchführung einer Revision bzw. Kontrolle oder bei Abfassung oder Erstattung des Revisions- 
bzw. Kontrollberichtes obliegenden Pflichten in grober Weise verletzt, wer die Versichertennummer 
systematisch verwendet, ohne hierfür berechtigt zu sein,3 wird, sofern nicht ein mit einer höheren 
Strafe bedrohtes Verbrechen oder Vergehen des Strafgesetzbuches 4 vorliegt, mit Geldstrafe bis zu 180 
Tagessätzen bestraft.5 

Art. 7b1 IVG 
Sanktionen 
1 Die Leistungen können nach Artikel 21 Absatz 4 ATSG2 gekürzt oder verweigert werden, wenn die 
versicherte Person den Pflichten nach Artikel 7 dieses Gesetzes oder nach Artikel 43 Absatz 2 ATSG nicht 
nachgekommen ist. 
2 Die Leistungen können in Abweichung von Artikel 21 Absatz 4 ATSG ohne Mahn- und 
Bedenkzeitverfahren gekürzt oder verweigert werden, wenn die versicherte Person: 
a. 
trotz Aufforderung der IV-Stelle nach Artikel 3c Absatz 6 nicht unverzüglich eine Anmeldung 
vorgenommen hat und sich dies nachteilig auf die Dauer oder das Ausmass der Arbeitsunfähigkeit oder 
der Invalidität auswirkt; 
b. 
der Meldepflicht nach Artikel 31 Absatz 1 ATSG nicht nachgekommen ist; 
c. 
Leistungen der Invalidenversicherung zu Unrecht erwirkt oder zu erwirken versucht hat; 
d. 
der IV-Stelle die Auskünfte nicht erteilt, welche diese zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgabe benötigt. 
3 Beim Entscheid über die Kürzung oder Verweigerung von Leistungen sind alle Umstände des 
einzelnen Falles, insbesondere das Ausmass des Verschuldens und die wirtschaftliche Lage der 
versicherten Person, zu berücksichtigen. 
4 In Abweichung von Artikel 21 Absatz 1 ATSG werden Taggelder und Hilflosenentschädigungen weder 
verweigert noch gekürzt.  
 
Art. 31 ATSG 

Meldung bei veränderten Verhältnissen 
1 Jede wesentliche Änderung in den für eine Leistung massgebenden Verhältnissen ist von den 
Bezügerinnen und Bezügern, ihren Angehörigen oder Dritten, denen die Leistung zukommt, dem 
Versicherungsträger oder dem jeweils zuständigen Durchführungsorgan zu melden. 
2 Erhält eine an der Durchführung der Sozialversicherung beteiligte Person oder Stelle Kenntnis davon, 
dass sich die für die Leistung massgebenden Verhältnisse geändert haben, so ist dies dem 
Versicherungsträger zu melden. 
 


